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Wettbewerb ausgesetzt ist. Das Vorliegen der Voraussetzungen 
des Satzes 1 ist durch den privaten Vertragspartner darzulegen.

(3) Wird ein Antrag auf Akteneinsicht oder Aktenauskunft be-
zogen auf einen Vertrag im Sinne des Absatzes 1 gestellt, der vor 
dem Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ber-
liner Informationsfreiheitsgesetzes vom 8. Juli 2010 (GVBl. 
S.  358) geschlossen wurde, und stehen der Gewährung von 
Akteneinsicht oder Aktenauskunft Bestimmungen des Vertrages 
entgegen, so hat die vertragschließende öffentliche Stelle den 
privaten Vertragspartner zu Nachverhandlungen und zur Anpas-
sung des Vertrages aufzufordern. Kann innerhalb eines Zeit-
raums von sechs Monaten nach Zugang der Aufforderung zur 
Nachverhandlung keine Einigung erzielt werden, so wird Akten-
einsicht oder Aktenauskunft gewährt, wenn das Informationsin-
teresse das private Geheimhaltungsinteresse erheblich über-
wiegt. Der Abwägungsmaßstab des Absatzes 2 ist zu 
berücksichtigen. Das Vorliegen des schutzwürdigen Geheimhal-
tungsinteresses ist durch den privaten Vertragspartner darzule-
gen. § 14 bleibt unberührt.

(4) Die übrigen Einschränkungen des Informationsrechts 
nach Abschnitt 2 bleiben unberührt.“

3.	 § 17 wird wie folgt geändert:
a)	 Es wird folgender Absatz 3 eingefügt:

„(3) Verträge nach § 7a sind zu veröffentlichen, soweit die 
Voraussetzungen eines Akteneinsichtsrechts oder Aktenaus-
kunftsrechts nach § 7a vorliegen und ein öffentliches Infor-
mationsinteresse besteht. Dem Berliner Beauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit ist vor einer Entschei-
dung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.“

b)	 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5.

Artikel II
Neubekanntmachungsermächtigung

Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Berliner Informationsfreiheitsgesetzes in der vom In-
krafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung neu bekannt zu 
machen.

Artikel III
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 8. Juli 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Berliner Informationsfreiheitsgesetzes

Das Berliner Informationsfreiheitsgesetz vom 15. Oktober 1999 
(GVBl. S. 561), das zuletzt durch Artikel XII Nummer 6 des Geset-
zes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70, 111) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:
1.	 § 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Absatz 1.
b)	 Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Die öffentlichen Stellen im Sinne von § 2 Absatz 1 
haben beim Abschluss von Verträgen sicherzustellen, dass 
die Bestimmungen des Vertrages dem Recht auf Aktenein-
sicht oder Aktenauskunft nach diesem Gesetz nicht entge-
genstehen. Die öffentlichen Stellen im Sinne von § 2 Ab-
satz 1 weisen bei Verträgen nach § 7a die Vertragspartner 
vor Vertragsschluss auf die Regelung des § 17 Absatz 3 hin.“

2.	 Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:

„§ 7a
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen  

bei besonderen Verträgen

(1) Übertragen öffentliche Stellen im Sinne von § 2 Absatz 1 
Beteiligungen an Unternehmen in den Bereichen
–	 Wasserversorgung und Abwasserentsorgung,
–	 Abfallentsorgung,
–	 öffentlicher Nahverkehr,
–	 Energieversorgung,
–	 Krankenhauswesen oder
–	 Verarbeitung von Daten, die im Zusammenhang mit hoheit-

licher Tätigkeit stehen,
vollständig oder teilweise, mittelbar oder unmittelbar auf Priva-
te, so unterliegen die geschlossenen Verträge grundsätzlich dem 
Informationsrecht des § 3. Das gleiche gilt für die Übertragung 
von Eigentum, Besitz, eines Erbbaurechts oder einer Dienstbar-
keit an einer Sache, die zu einer in Satz 1 genannten Infrastruk-
tur gehört, wenn die Übertragung die dauerhafte Erbringung der 
Infrastrukturleistung durch den Privaten ermöglichen soll.

(2) Das Recht auf Akteneinsicht oder Aktenauskunft besteht 
nicht hinsichtlich solcher Verträge oder Vertragsbestandteile, die 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse beinhalten und durch de-
ren Offenbarung dem Vertragspartner ein wesentlicher wirt-
schaftlicher Schaden entstehen würde, sofern nicht das Informa-
tionsinteresse das schutzwürdige Geheimhaltungsinteresse des 
privaten Vertragspartners überwiegt. Das Informationsinteresse 
überwiegt in der Regel das schutzwürdige Geheimhaltungsinte-
resse, wenn der private Vertragspartner im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes ohne Wettbewerber ist oder keinem wesentlichen 
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Abstimmungsgesetzes

Das Abstimmungsgesetz vom 11. Juni 1997 (GVBl. S. 304), das 
durch Artikel I des Gesetzes vom 20. Februar 2008 (GVBl. S. 22) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 12 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Volksbegehren, die dem Grundgesetz, sonstigem 

Bundesrecht oder der Verfassung von Berlin widersprechen, 
sind unzulässig.“

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
2.	 § 14 Satz 3 wird aufgehoben.
3.	 § 15 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 15
Unterschriftensammlung“

b)	 Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:
„(1) Auf schriftlichen Antrag der Trägerin bei der für In-

neres zuständigen Senatsverwaltung erstellt die fachlich zu-
ständige Senatsverwaltung vor Beginn der Unterschriften-
sammlung umgehend die geschätzten Kosten, die sich aus 
der Verwirklichung des Volksbegehrens ergeben würden 
(amtliche Kostenschätzung). Zum Nachweis der Unterstüt-
zung bedarf der Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens 
der Unterschrift von mindestens 20 000 im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung zum Abgeordnetenhaus von Berlin Wahlbe-
rechtigten, im Falle eines Volksbegehrens zur Änderung der 
Verfassung von Berlin oder zur vorzeitigen Beendigung der 
Wahlperiode des Abgeordnetenhauses der Unterschrift von 
mindestens 50 000 im Zeitpunkt der Unterzeichnung zum 
Abgeordnetenhaus von Berlin Wahlberechtigten. Die Unter-
schriftsleistung muss innerhalb der letzten sechs Monate vor 
dem Eingang des Antrages bei der für Inneres zuständigen 
Senatsverwaltung erfolgt sein. Jede Unterschrift muss auf 
einer Unterschriftsliste oder einem gesonderten Unter-
schriftsbogen, auf der oder auf dem der Wortlaut der Vorlage 
oder ihr wesentlicher Inhalt in Kurzform einschließlich der 
amtlichen Kostenschätzung vorangestellt ist, erfolgen. Die 
Trägerin kann eine eigene Kostenschätzung der amtlichen 
Kostenschätzung voranstellen.

(2) Neben der Unterschrift und dem handschriftlich von 
der unterzeichnenden Person anzugebenden Geburtsdatum 
müssen folgende Daten der unterzeichnenden Person ange-
geben sein:
1.	 Familiennamen,
2.	 Vornamen,
3.	 Wohnsitz mit Anschrift (alleinige Wohnung oder Haupt-

wohnung),
4.	 Tag der Unterschriftsleistung.“

c)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Trägerin hat die nach der Abstimmungsordnung 
vorgeschriebenen Muster für die Unterschriftslisten und 
-bögen zu verwenden und diese auf ihre Kosten zu beschaf-
fen.“

4.	 § 17 wird wie folgt gefasst:

„§ 17
Prüfung des Antrags,  

Mitteilung an das Abgeordnetenhaus

(1) Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung leitet die Un-
terschriftslisten und -bögen den Bezirksämtern ohne Rücksicht 
auf deren örtliche Zuständigkeit für den Wohnsitz der eingetra-
genen Personen unverzüglich zur Überprüfung der Gültigkeit 
zu. Die Bezirksämter teilen der für Inneres zuständigen Senats-
verwaltung innerhalb von 15 Tagen ab Eingang der Unter-
schriftslisten und -bögen bei ihnen die Zahl der gültigen Unter-
schriften mit.

(2) Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung prüft, ob die 
Anforderungen der §§ 10 bis 16 erfüllt sind.

(3) Der Trägerin soll eine angemessene Frist zur Behebung 
festgestellter Zulässigkeitsmängel gesetzt werden, wenn ohne 
eine Änderung des Gegenstandes des Volksbegehrens eine Män-
gelbeseitigung möglich ist. Dies gilt nicht für die nach § 15 ein-
zureichenden Unterschriften.

(4) Das Ergebnis der Überprüfung teilt die für Inneres zu
ständige Senatsverwaltung der für das Volksbegehren fachlich 
zuständigen Senatsverwaltung mit, die dem Senat einen Be-
schlussvorschlag über dessen Standpunkt gegenüber dem Abge-
ordnetenhaus unterbreitet (Artikel 62 Absatz 3 Satz 1 der Verfas-
sung von Berlin). Die Entscheidung des Senats über seinen 
Standpunkt zum Volksbegehren ist spätestens 15 Tage nach der 
Mitteilung der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung zu 
treffen.

(5) Sind bereits die Anforderungen des § 10 oder der §§ 13 bis 
16 nicht erfüllt, so stellt der Senat dies durch Beschluss aus-
drücklich fest. Die Entscheidung ist zu begründen und der Trä-
gerin mitzuteilen. 

(6) Entspricht das Volksbegehren den Anforderungen des § 10 
und der §§ 13 bis 16, jedoch nicht den Anforderungen der §§ 11 
oder 12, so hat die für Inneres zuständige Senatsverwaltung den 
Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens dem Verfassungs-
gerichtshof zur Entscheidung vorzulegen. Die Vorlage ist zu be-
gründen und der Trägerin mitzuteilen. Sie ist innerhalb von 15 
Tagen nach der Entscheidung des Senats über seinen Standpunkt 
beim Verfassungsgerichtshof einzureichen.

(7) In der Mitteilung an das Abgeordnetenhaus ist darauf hin-
zuweisen, dass das Abgeordnetenhaus innerhalb einer Frist von 
vier Monaten entscheiden kann, den begehrten Entwurf eines 
Gesetzes oder eines sonstigen Beschlusses inhaltlich in seinem 
wesentlichen Bestand unverändert anzunehmen. Wenn das Ab-
geordnetenhaus das Begehren inhaltlich in seinem wesentlichen 
Bestand annimmt, hat es seine Entscheidung der Trägerin und 
dem Senat mitzuteilen.“

5.	 § 18 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden die Wörter „von weiteren drei Monaten“ 

durch die Wörter „eines weiteren Monats“ ersetzt.
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8.	 Dem § 41 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Stellt der Verfassungsgerichtshof auf die Vorlage der für Inne-
res zuständigen Senatsverwaltung nach § 17 Absatz 6 die Zuläs-
sigkeit des Antrages auf Einleitung des Volksbegehrens fest, so 
teilt der Senat dem Abgeordnetenhaus unverzüglich das Ergeb-
nis der Entscheidung mit. § 18 Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt ent-
sprechend.“

Artikel II
Änderung des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof

Das Gesetz über den Verfassungsgerichtshof vom 8. November 
1990 (GVBl. S. 2246), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
20. Februar 2008 (GVBl. S. 22) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1.	 In § 14 Nummer 7 werden nach dem Wort „über“ die Wörter 

„Vorlagen nach § 17 Absatz 6 und“ eingefügt.
2.	 § 55 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 55
Verfahren bei Vorlagen und  
Einsprüchen, Entscheidung“

b)	 In Absatz 1 werden nach den Wörtern „auf Grund von“ die 
Wörter „Vorlagen und“ eingefügt.

c)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Der Verfassungsgerichtshof stellt auf Grund der Vor-

lage fest, dass der Antrag auf Einleitung des Volksbegehrens 
zulässig ist, wenn die gesetzlichen Anforderungen für die 
Einleitung erfüllt sind. Im Übrigen erkennt der Verfassungs-
gerichtshof auf Grund von Einsprüchen auf Zurückweisung 
des Einspruchs oder auf Aufhebung der angegriffenen Ent-
scheidung. Ist der Einspruch gegen die Entscheidung des 
Senats nach § 17 Absatz 5 des Abstimmungsgesetzes erho-
ben worden, wird der Einspruch auch dann zurückgewiesen, 
wenn das Volksbegehren den Anforderungen der §§ 11 oder 
12 des Abstimmungsgesetzes nicht entspricht.“

Artikel III
Übergangsregelung

Auf Volksbegehren, deren Einleitung bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bei der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung bereits 
beantragt worden sind, sind das Abstimmungsgesetz vom 11. Juni 
1997 (GVBl. S. 304), das zuletzt durch Artikel I dieses Gesetzes 
geändert worden ist, und das Gesetz über den Verfassungsgerichts-
hof vom 8. November 1990 (GVBl. S. 2246), das zuletzt durch Arti-
kel II dieses Gesetzes geändert worden ist, in den bis zum Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes geltenden Fassungen weiter anzuwenden.

Artikel IV
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 8. Juli 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

b)	 Es wird folgender Satz angefügt:
„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, solange und soweit der Ver-
fassungsgerichtshof noch nicht über einen Einspruch nach 
§ 17 Absatz 5 oder eine Vorlage nach § 17 Absatz 6 entschie-
den hat. Soweit die für Inneres zuständige Senatsverwaltung 
den Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens teilweise 
dem Verfassungsgerichtshof zur Entscheidung vorgelegt 
hat, kann die Trägerin das Verlangen für die anderen Teile 
bis zur Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs zurück-
stellen.“

6.	 § 40b wird wie folgt gefasst:

„§ 40b
Mitteilung von Einzelspenden

(1) Geld- oder Sachspenden, die in ihrem Gesamtwert die 
Höhe von 5 000 Euro übersteigen, sind der für Inneres zuständi-
gen Senatsverwaltung unter Angabe des Namens und der An-
schrift des Spenders und der Gesamthöhe der Spenden unver-
züglich anzuzeigen. Für Sachspenden ist der marktübliche Preis 
maßgebend.

(2) Die Vertrauenspersonen versichern mit dem Antrag auf 
Behandlung einer Volksinitiative nach § 4, dem Antrag auf Ein-
leitung eines Volksbegehrens nach § 14, dem Verlangen der 
Durchführung eines Volksbegehrens nach § 18 sowie 15 Tage 
vor dem Abstimmungstermin eines Volksentscheids an Eides 
statt, dass der Anzeigepflicht vollständig und richtig nachge-
kommen worden ist.

(3) Die Geldspenden sind von der Trägerin gesondert auf ei-
nem Konto unter Angabe des Spenders und des gespendeten Be-
trages zu verwalten. Sachspenden sind in einem schriftlichen 
Protokoll zu verzeichnen, in dem der Spender, der Gegenstand 
der Sachspende und der marktübliche Wert ausgewiesen wer-
den. Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung kann bei Vor-
liegen tatsächlicher Anhaltspunkte für eine unvollständige An-
zeige nach Absatz 1 anordnen, dass die Trägerin Unterlagen 
über Spenden vorlegt und ihr kontoführendes Geldinstitut er-
mächtigt, der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung Aus-
kunft über die Einzelspenden sowie Name und Anschrift der 
Spender zu erteilen. Die Anordnung kann im Wege der Verwal-
tungsvollstreckung durchgesetzt werden.

(4) Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung veröffent-
licht die Angaben nach Absatz 1 fortlaufend im Amtsblatt für 
Berlin und übermittelt sie dem Landesabstimmungsleiter, der 
die Angaben zusätzlich im Internet veröffentlicht.“

7.	 Nach § 40b wird folgender § 40c eingefügt:

„§ 40c
Spendenverbot

Eine Trägerin einer Volksinitiative oder eines Volksbegehrens 
darf keine Geld- oder Sachspenden annehmen von
1.	 Fraktionen und Gruppen der Parlamente, kommunalen Ver-

tretungen und Bezirksverordnetenversammlungen,
2.	 Unternehmen, die ganz oder teilweise im Eigentum der öf-

fentlichen Hand stehen oder die von ihr verwaltet oder be-
trieben werden, sofern die direkte Beteiligung der öffentli-
chen Hand 25 Prozent übersteigt.

Ist eine Partei Trägerin einer Volksinitiative oder eines Volksbe-
gehrens, so gilt für die Trägerin § 25 Absatz 2 des Parteiengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 
(BGBl. I S. 149), das zuletzt durch Artikel 5a des Gesetzes vom 
24. September 2009 (BGBl. I S. 3145) geändert worden ist, ent-
sprechend.“
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Gesetz
über die Anwendung des Binnenmarktinformationssystems im Land Berlin

(Binnenmarktinformationsgesetz – BMInfG)*
Vom 8. Juli 2010

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Aufgaben der Verbindungsstelle

(1) Soweit durch Rechtsvorschrift nichts Abweichendes bestimmt 
ist, nimmt die für Wirtschaft zuständige Senatsverwaltung als Ver-
bindungsstelle folgende Aufgaben im Rahmen der europäischen 
Verwaltungszusammenarbeit nach Kapitel VI der Richtlinie 
2006/123/EG wahr:
1.	 Entgegennahme und unverzügliche Weiterleitung von Ersuchen, 

die entweder an die für Wirtschaft zuständige Senatsverwaltung 
als koordinierende Stelle gerichtet sind oder für deren Beant-
wortung sich die adressierte Berliner Behörde für unzuständig 
erklärt;

2.	 Entgegennahme von Unterrichtungen im Rahmen des Vorwar-
nungsmechanismus von zuständigen Behörden anderer Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union und anderer Vertragsstaa-
ten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
sowie deren unverzügliche Weiterleitung an die zuständigen 
Berliner Behörden;

3.	 Entgegennahme von Unterrichtungen im Rahmen des Vorwar-
nungsmechanismus von zuständigen Berliner Behörden zur 
Weiterleitung an die zu unterrichtenden Stellen.

Die Feststellung des Vorliegens der rechtlichen Voraussetzungen für 
eine Unterrichtung, insbesondere nach Artikel 29 Absatz 3 und Arti-
kel 32 Absatz 1 der Richtlinie 2006/123/EG obliegt der zuständigen 
Behörde. Hat die Verbindungsstelle Zweifel an deren Vorliegen, so 
kann sie vor der Weiterleitung eine ausdrückliche Bestätigung der 
zuständigen Behörde oder der fachlich zuständigen Senatsverwal-
tung verlangen. Bei der Entscheidung, welchen ausländischen Stel-
len eine Unterrichtung gemäß Artikel 29 Absatz 3 oder Artikel 32 
Absatz 1 der Richtlinie 2006/123/EG bekannt zu geben ist, kann die 
Verbindungsstelle vom Vorschlag der zuständigen Behörde abwei-
chen. Die Sätze 1 bis 3 gelten für ergänzende Mitteilungen zu bereits 
übermittelten Unterrichtungen entsprechend.

(2) Soweit durch Rechtsvorschrift nichts Abweichendes bestimmt 
ist, koordiniert die für Wirtschaft zuständige Senatsverwaltung im 
Rahmen der europäischen Verwaltungszusammenarbeit auch solche 
an die zuständigen Behörden im Land gerichteten Ersuchen von zu-
ständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on und anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum, die nicht nach Kapitel VI der Richtlinie 
2006/123/EG abzuwickeln sind.

§ 2
Europäisches Binnenmarktinformationssystem

Die nach diesem Gesetz zu koordinierenden Aufgaben sollen über 
das nach Artikel 34 Absatz 1 der Richtlinie 2006/123/EG eingerich-
tete europäische Binnenmarktinformationssystem in elektronischer 
Form abgewickelt werden.

§ 3
Datenschutz

Die in § 1 genannten Behörden dürfen zur Wahrnehmung der ih-
nen nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben im erforderlichen 
Umfang personenbezogene Daten nach Maßgabe der Entscheidung 
der Kommission vom 12. Dezember 2007 über den Schutz perso-
nenbezogener Daten bei der Umsetzung des Binnenmarktinformati-
onssystems (IMI) (ABl. L 13 vom 16. Januar 2008, S. 18) verarbei-
ten. Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten im Sinne des § 6a des Berliner Datenschutzgesetzes in der 
jeweils geltenden Fassung ist nur zulässig, wenn diese unverzichtba-
rer Bestandteil eines Ersuchens oder einer Unterrichtung im Rah-
men des Vorwarnungsmechanismus sind. Soweit dieses Gesetz kei-
ne besonderen Regelungen über die Verarbeitung personenbezogener 
Daten enthält, finden die Vorschriften des Berliner Datenschutzge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.

§ 4
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Der Nummer 7 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen 
Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 
302, 472), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 25. Januar 
2010 (GVBl. S. 22) geändert worden ist, wird folgender Absatz 13 
angefügt:

„(13) Aufgaben der Verbindungsstelle nach § 1 des Binnenmarkt-
informationsgesetzes.“

§ 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 8. Juli 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27. Dezember 2006, S. 36).



(2) Um 1,28 vom Hundert werden der Auslandszuschlag und der 
Auslandskinderzuschlag erhöht. Die erhöhten Beträge ergeben sich 
aus den Anlagen 6 bis 14 zu diesem Gesetz.

(3) Ab dem 1. August 2011 werden die in Absatz 1 aufgeführten 
Dienst- und sonstigen Bezüge mit den sich ab dem 1. August 2010 
ergebenden Beträgen um 2 vom Hundert erhöht. Die erhöhten Beträ-
ge ergeben sich aus den Anlagen 15 bis 19 zu diesem Gesetz.

(4) Ab dem 1. August 2011 werden der in Absatz 2 erhöhte Aus-
landszuschlag und Auslandskinderzuschlag um 1,7 vom Hundert 
erhöht. Die erhöhten Beträge ergeben sich aus den Anlagen 20 bis 
28 zu diesem Gesetz.

(5) Die Erhöhungen nach den Absätzen 1 und 3 gelten entspre-
chend für
1.	 die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädi-

gungen und anderen Bezüge, die nach Artikel 14 § 5 des Re-
formgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), das durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) 
geändert worden ist, fortgelten,

2.	 die besonderen Grundgehaltssätze, die bei Vereinheitlichung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern 1975 als fortgeltendes 
Recht festgesetzt worden sind, sowie Rahmensätze, Höchstbe-
träge und Mittelbeträge oder sonstige festgesetzte Grundge-
haltssätze.

§ 3
Anpassung der Versorgungsbezüge

(1) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern 
gelten die Erhöhungen nach § 2 entsprechend für die in Artikel 2 § 2 
Absatz 1 bis 5 des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpas-
sungsgesetzes 1995 vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1942), das 
durch Artikel 61 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I 
S. 334) geändert worden ist, und in Artikel 14 § 1 des Reformgeset-
zes genannten Bezügebestandteile sowie für die in § 14 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 und § 84 Absatz 1 Nummer 4, 5 und 7 des Bundes-
besoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung 
aufgeführten Stellenzulagen und Bezüge.

(2) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Ortszuschlag nach 
dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis zum 30. Juni 1997 gelten-
den Fassung nicht zugrunde liegt, werden ab dem 1. August 2010 
um 1,4 vom Hundert und ab 1. August 2011 um 1,9 vom Hundert 
erhöht, wenn der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 eingetreten 
ist. Dies gilt entsprechend für
1.	 Versorgungsbezüge von Hinterbliebenen eines vor dem 1. Juli 

1997 vorhandenen Versorgungsempfängers oder einer vor dem 
1. Juli 1997 vorhandenen Versorgungsempfängerin,

2.	 Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind,
3.	 den Betrag nach Artikel 13 § 2 Absatz 4 des Fünften Gesetzes 

zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 28. Mai 
1990 (BGBl. I S. 967, 976).

(3) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
gern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe A 1 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt 
ab 1. August 2010 um 48,43 Euro und ab 1. August 2011 um 
49,40 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stel-
lenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a 

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für
1.	 Beamtinnen und Beamte und Richterinnen und Richter des Lan-

des Berlin,
2.	 Beamtinnen und Beamte der landesunmittelbaren Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,
3.	 Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger mit 

Anspruch auf Versorgungsbezüge, die das Land Berlin oder die 
landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts zu tragen haben.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für
1.	 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie die ehrenamtlichen 

Richterinnen und Richter,
2.	 öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und ihre Verbän-

de.
(3) Wird in anderen landesrechtlichen Normen auf Vorschriften 

und Anlagen Bezug genommen, die durch die Regelungen der §§ 2 
bis 4 ersetzt werden, so erfasst die Bezugnahme nunmehr die Rege-
lungen der §§ 2 bis 4.

§ 2
Anpassung der Besoldung

(1) Um 1,5 vom Hundert werden ab 1. August 2010 erhöht
1.	 die Grundgehaltssätze, die Amtszulagen sowie die allgemeine 

Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27 der Bundesbe-
soldungsordnungen A und B, die Anwärtergrundbeträge ausge-
hend von den sich aus den Anlagen IV, VIII und IX des Bundes-
besoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung ergebenden Beträgen,

2.	 der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhöhungsbeträge für 
die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 nach Anlage III des Landes-
besoldungsgesetzes in der am 31. Juli 2010 geltenden Fassung,

3.	 die Grundgehaltssätze in den fortgeltenden Besoldungsordnun-
gen und Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer,

4.	 die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum 
Grundgehalt sowie festgesetzte Sondergrundgehälter und Zu-
schüsse nach den fortgeltenden Besoldungsordnungen der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

5.	 die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grundge-
halt nach den Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 und die allge-
meine Stellenzulage nach der Vorbemerkung 2b der Anlage II 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 
geltenden Fassung,

6.	 die sich aus Anlage II des Landesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung vom 9. April 1996 (GVBl. S. 160, 2005 S. 463), das zuletzt 
durch Artikel VI des Gesetzes vom 25. Januar 2010 (GVBl. 
S. 22) geändert worden ist, ergebenden Beträge der Amtszula-
gen und Stellenzulagen.

Die erhöhten Beträge ergeben sich aus den Anlagen 1 bis 5 zu die-
sem Gesetz.
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zigste Lebensjahr vollendet“ durch die Angabe „die Regelalters-
grenze nach den Vorschriften der §§ 35 ff. oder §§ 235 ff. des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch erreicht“ ersetzt werden.

§ 5
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Abweichend hiervon tritt § 4 Absatz 1 mit Wirkung vom 
1. September 2006 in Kraft.

Berlin, den 8. Juli 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

oder b der Bundesbesoldungsordnung A und B bei Eintritt in den 
Ruhestand nicht zugrunde gelegen hat.

(4) Für die Anwendung versorgungsrechtlicher Vorschriften gel-
ten die Anpassungen nach den Absätzen 1 und 2 sowie § 2 als An-
passung im Sinne des § 70 Absatz 1 des Beamtenversorgungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1999 
(BGBl. I S. 322, 847, 2033), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652) geändert worden ist.

§ 4
Übergangsbestimmungen

(1) Die Regelung des § 14a Absatz 1 des Beamtenversorgungsge-
setzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung gilt als Landes-
recht mit der Maßgabe, dass in Halbsatz 1 die Wörter „den sonstigen 
Vorschriften“ durch die Angabe „§ 14 Absatz 1, § 36 Absatz 3 Satz 1 
und § 66 Absatz 2 und § 85 Absatz 4“ ersetzt werden.

(2) Die Regelung des § 14a Absatz 3 Satz 1 des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung gilt als 
Landesrecht mit der Maßgabe, dass die Wörter „das fünfundsech-
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*)  �Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes  
vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091).
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*)  �Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3091).
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*)  �Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes  
vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091).
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*)  �Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3091).
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gesehenen Öffnungen sind bis zu diesem Zeitpunkt dauer-
haft zu verschließen.“

5.	 In § 60 Absatz 2 wird nach der Angabe „§§ 64,“ die Angabe 
„64a,“ eingefügt.

6.	 § 62 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Nummer 10 Buchstabe d wird wie folgt gefasst:

„d)	Außenwandbekleidungen und Dämmungen, ausgenom-
men bei Hochhäusern, Verblendungen und Verputz bau-
licher Anlagen;“

b)	 Nummer 11 wird wie folgt geändert:
aa)	Die Buchstaben a und c werden aufgehoben.
bb)	Die Buchstaben b und d werden die Buchstaben a und b.
cc)	 In dem neuen Buchstaben b wird die Angabe „10 m“ 

durch die Wörter „3 m über der Geländeoberfläche“ er-
setzt.

dd)	Die Buchstaben e und f werden die Buchstaben c und d.
c)	 In Nummer 12 Buchstabe b werden die Wörter „der Regel

ausführung“ gestrichen.
7.	 Dem § 63 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Satz 1 gilt nicht für Werbeanlagen.“
8.	 Nach § 64 wird folgender § 64a eingefügt:

„§ 64a
Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren  

für Werbeanlagen

Bei Werbeanlagen, die nicht gemäß § 62 Absatz 1 Nummer 11 
verfahrensfrei gestellt sind, werden geprüft
1.	 die Übereinstimmung mit den Vorschriften über die Zuläs-

sigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des 
Baugesetzbuchs,

2.	 die Einhaltung der Regelungen in Gestaltungsverordnun-
gen,

3.	 die Übereinstimmung mit den Anforderungen gemäß den 
§§ 6, 9 Absatz 1 und 2, §§ 10 und 16 Absatz 2 sowie bean-
tragte und erforderliche Abweichungen im Sinne des § 68 
Absatz 1 und 2 Satz 2 und

4.	 andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen 
der Baugenehmigung eine Entscheidung nach anderen öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften entfällt oder ersetzt wird.

§ 67 bleibt unberührt.“
9.	 In § 65 Satz 1 wird die Angabe „§ 64“ durch die Angabe „die 

§§ 64, 64a“ ersetzt.
10.	§ 70 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 64 
und im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren für Werbean-
lagen nach § 64a sind die nach Absatz 1 Satz 3 fehlenden Unter-
lagen und Mängel abschließend zu benennen. Ein Bauantrag gilt 
in den Verfahren nach Satz 1 nach Ablauf von drei Wochen nach 
dessen Eingang als vollständig, wenn die Bauaufsichtsbehörde 
der Bauherrin oder dem Bauherrn entgegen Absatz 1 Satz 2 die 
Vollständigkeit des Bauantrags nicht bestätigt oder sie oder ihn 
entgegen Absatz 1 Satz 3 nicht zur Behebung von Mängeln des 
Bauantrags auffordert; Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt. Ist in 

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung der Bauordnung für Berlin 

Die Bauordnung für Berlin vom 29. September 2005 (GVBl. 
S. 495), die zuletzt durch Artikel XVII des Gesetzes vom 18. No-
vember 2009 (GVBl. S. 674) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu § 46 wird wie folgt gefasst:
„§ 46 Aufbewahrung fester Abfallstoffe, Abfallschächte“

b)	 Nach der Angabe zu § 64 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 64a �Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren für Wer-

beanlagen“
2.	 § 10 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Baugerüste dürfen für Werbeanlagen höchstens für die 
Dauer von sechs Monaten genutzt werden; dies gilt nicht für 
Werbeanlagen nach § 62 Absatz 1 Nummer 11 Buchstabe a 
und b.“

b)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
c)	 Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Auf öffentlichen Straßen und im unmittelbaren Bereich 
von Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs sind 
auch andere Werbeanlagen zulässig, soweit diese die Eigen-
art des Gebietes und das Orts- oder Landschaftsbild nicht 
beeinträchtigen.“ 

3.	 § 20 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Mit Zustimmung der für das Bauwesen zuständigen Senatsver-
waltung dürfen im Einzelfall
1.	 Bauprodukte, die ausschließlich nach dem Bauproduktenge-

setz in Verkehr gebracht und gehandelt werden dürfen, des-
sen Anforderungen jedoch nicht erfüllen,

2.	 Bauprodukte, die nach sonstigen Vorschriften zur Umset-
zung von Richtlinien der Europäischen Union oder auf der 
Grundlage von unmittelbar geltendem Recht der Europäi-
schen Union in Verkehr gebracht und gehandelt werden dür-
fen, hinsichtlich der nicht berücksichtigten wesentlichen 
Anforderungen im Sinne des § 17 Absatz 7 Nummer 2,

3.	 nicht geregelte Bauprodukte
verwendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 3 
Absatz 2 nachgewiesen ist.“

4.	 § 46 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 46
Aufbewahrung fester Abfallstoffe, Abfallschächte“

b)	 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Abfallschächte dürfen nicht errichtet werden. Beste-

hende Abfallschächte sind spätestens bis zum 31. Dezember 
2013 außer Betrieb zu nehmen. Die zu ihrem Befüllen vor-
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den Verfahren nach Satz 1 nicht innerhalb einer Frist nach Ab-
satz 3 Satz 1 entschieden worden, gilt die Baugenehmigung als 
erteilt; dies gilt im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren 
nach § 64 nicht, wenn die Bauherrin oder der Bauherr schriftlich 
auf diese Rechtsfolge verzichtet hat. Im vereinfachten Bauge-
nehmigungsverfahren für Werbeanlagen nach § 64a tritt bei 
Werbeanlagen, die an Baugerüsten angebracht werden, die Ge-
nehmigungsfiktion nicht ein oder endet diese, wenn die Dauer 
von sechs Monaten gemäß § 10 Absatz 2 Satz 4 erreicht ist. Der 
Eintritt der Genehmigungsfiktion nach Satz 3 ist auf Antrag der 
Bauherrin oder dem Bauherrn schriftlich zu bestätigen.“

Artikel II
Änderung des Denkmalschutzgesetzes Berlin

§ 11 Absatz 3 des Denkmalschutzgesetzes Berlin vom 24. April 
1995 (GVBl. S. 274), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
14. Dezember 2005 (GVBl. S. 754) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst:

„(3) Bei Werbeanlagen sind entgegenstehende Gründe des Denk-
malschutzes gemäß Absatz 1 Satz 3 oder eine wesentliche Beein-
trächtigung gemäß Absatz 2 Satz 2 nicht anzunehmen, wenn sie für 
höchstens sechs Monate angebracht werden und der Werbeinhalt 
vorrangig im öffentlichen Interesse liegende Ziele verfolgt.“

Artikel III
Inkrafttreten, Übergangsregelung 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Die vor dem Inkrafttreten die-

ses Gesetzes eingeleiteten Verfahren sind nach den bis zum Inkraft-
treten geltenden Vorschriften fortzuführen; die Vorschriften dieses 
Gesetzes sind jedoch anzuwenden, soweit diese für die Bauherrin 
oder den Bauherrn günstiger sind. Für Vorhaben im Bereich der Ent-
wicklungsmaßnahme „Hauptstadt Berlin – Parlaments- und Regie-
rungsviertel“ gemäß der Verordnung über die förmliche Festlegung 
des städtebaulichen Entwicklungsbereichs und der zugehörigen An-
passungsgebiete zur Entwicklungsmaßnahme „Hauptstadt Berlin – 
Parlaments- und Regierungsviertel“ vom 17. Juni 1993 (GVBl. 
S.  268), die zuletzt durch Artikel I der Verordnung vom 22. Juni 
1999 (GVBl. S. 346) geändert worden ist, für die das Land Berlin 
oder der jeweilige Entwicklungsträger Baukonzessionen im Sinne 
des § 99 Absatz 6 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBl. I 
S. 2114, 2009 I S. 3850), das zuletzt durch Artikel 13 Absatz 21 des 
Gesetzes vom 25. Mai 2009 (BGBl. I S. 1102) geändert worden ist, 
bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes erteilt ha-
ben, gilt § 10 Absatz 2 der Bauordnung für Berlin in der bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung.

Berlin, den 8. Juli 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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b)	 Buchstabe f wird Buchstabe e.
4.	 In § 9 Absatz 2 und § 10 Absatz 2 wird die Tabelle jeweils wie 

folgt geändert:
a)	 Buchstabe g wird aufgehoben.
b)	 Buchstabe h wird Buchstabe g.

5.	 In § 11 Absatz 2 wird die Tabelle wie folgt geändert:
a)	 Buchstabe c wird aufgehoben.
b)	 Buchstabe d wird Buchstabe c.

Artikel II
Inkrafttreten

(1) Artikel I Nummer 2 bis 5 tritt mit Wirkung vom 25. März 2006 
in Kraft.

(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach der Verkündung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 8. Juli 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Straßenausbaubeitragsgesetzes

Das Straßenausbaubeitragsgesetz vom 16. März 2006 (GVBl. S. 
265) wird wie folgt geändert:
1.	 § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Plätzen“ die Wörter „oder 
deren Teilstrecken“ eingefügt.

b)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Teilstrecken im Sinne des Satzes 1 sind selbstständig nutz-
bare und hinreichend deutlich, insbesondere durch Kreuzun-
gen, Bezirksgrenzen oder Grenzen von Baugebieten, ab-
grenzbare, über 200 m lange Straßen- und Wegestrecken, in 
denen Ausbaumaßnahmen ausgeführt werden, wenn sich die 
Vorteile der Inanspruchnahmemöglichkeit im Wesentlichen 
auf diese Strecken begrenzen.“

2.	 § 4 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt geändert:
a)	 In Buchstabe f wird das Komma durch das Wort „und“ er-

setzt.
b)	 Buchstabe g wird aufgehoben.
c)	 Buchstabe h wird Buchstabe g.

3.	 In § 8 Absatz 4 wird die Tabelle wie folgt geändert:
a)	 Buchstabe e wird aufgehoben.
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Tariftreue und Mindestentlohnung

(1) Aufträge von Berliner Vergabestellen im Sinne des § 98 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBl. I S. 2114; 2009 I S. 3850), 
das zuletzt durch Artikel 13 Absatz 21 des Gesetzes vom 25. Mai 
2009 (BGBl. I S. 1102) geändert worden ist, werden an fachkundige, 
leistungsfähige, zuverlässige und gesetzestreue Unternehmen verge-
ben.

(2) Aufträge für Leistungen, deren Erbringung dem Geltungsbe-
reich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 
(BGBl. I S. 799) unterfällt, werden nur an Unternehmen vergeben, 
die sich bei der Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung mindes-
tens diejenigen Arbeitsbedingungen einschließlich des Entgelts zu 
gewähren, die der nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz einzu-
haltende Tarifvertrag vorgibt. Satz 1 gilt entsprechend für andere 
gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte.

(3) Bei der Vergabe von Leistungen über öffentliche Personen-
nahverkehrsdienste müssen die bietenden Unternehmen erklären, 
dass sie ihre Arbeitskräfte bei der Ausführung dieser Leistungen 
mindestens nach den hierfür jeweils geltenden Entgelttarifen entloh-
nen. Der öffentliche Auftraggeber bestimmt in der Bekanntmachung 
der Ausschreibung und in den Vergabeunterlagen den oder die ein-
schlägigen Tarifverträge nach Satz 1 nach billigem Ermessen. Au-
ßerdem sind insbesondere die Regelungen der Verordnung (EG) 
Nr.  1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23.  Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf 
Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 
3. Dezember 2007, S. 1) zu beachten.

(4) Unbeschadet etwaiger weitergehender Anforderungen nach 
den Absätzen 2 und 3 werden Aufträge an Unternehmen mit Sitz im 
Inland in jedem Fall nur vergeben, wenn diese sich bei der Ange-
botsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern (ohne Auszubildende) bei der Ausführung der Leis-
tung mindestens ein Stundenentgelt von 7,50 Euro zu bezahlen. 
Satz 1 gilt auch für die Vergabe von Aufträgen an Unternehmen mit 
Sitz im Ausland.

(5) Bei der Vergabe länderübergreifender Leistungen ist von der 
Vergabestelle vor Beginn des Vergabeverfahrens eine Einigung mit 
den beteiligten weiteren Vergabestellen anderer Länder über die An-
forderungen nach den Absätzen 3 und 4 anzustreben. Kommt eine 
solche Einigung nicht zustande, so kann von den Absätzen 3 und 4 
abgewichen werden.

(6) Wird bei einer Auftragsvergabe eine Erklärung nach den Ab-
sätzen 2, 3 und 4 gefordert, so muss der Anbieter sich jeweils auch 
dazu verpflichten, dass er von einem von ihm beauftragten Nachun-
ternehmer oder von einem von ihm oder einem Nachunternehmer 
beauftragten Verleiher verlangt, seinen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern mindestens die Arbeitsbedingungen zu gewähren, die 
der Bieter selbst einzuhalten verspricht. Diese Verpflichtung er-
streckt sich auf alle an der Auftragserfüllung beteiligten Unterneh-
men. Der jeweils einen Auftrag weiter Vergebende hat die jeweilige 
schriftliche Übertragung der Verpflichtung und ihre Einhaltung 
durch die jeweils beteiligten Nachunternehmer oder Verleiher si-
cherzustellen und dem öffentlichen Auftraggeber auf Verlangen 
nachzuweisen. Bei Beschaffungen bis zu einem Auftragswert von 

500 Euro kann auf die Erklärungen nach den Absätzen 2 und 4 ver-
zichtet werden.

(7) Für die Auftragsausführung können bei allen Aufträgen zu-
sätzliche Anforderungen an Auftragnehmer gestellt werden, die ins-
besondere soziale, umweltbezogene oder innovative Aspekte betref-
fen, wenn sie im sachlichen Zusammenhang mit dem konkreten 
Auftragsgegenstand stehen und sich aus der Leistungsbeschreibung 
ergeben. Insbesondere kann bei personalintensiven Aufträgen, bei 
denen die Qualität der Leistungserbringung und die Qualifikation 
des Personals entscheidend sind, eine angemessene Bezahlung des 
einzusetzenden Personals, die sich an den örtlichen Tarifen orientie-
ren soll, verlangt werden.

§ 2
Ermächtigung

Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Anpassun-
gen der Höhe des nach § 1 Absatz 4 zu zahlenden Entgelts vorzuneh-
men, soweit es wegen veränderter wirtschaftlicher und sozialer Ver-
hältnisse notwendig ist.

§ 3
Wertung unangemessen niedriger Angebote

Bei begründeten Zweifeln an der Angemessenheit des Angebots 
kann die Vergabestelle sich dazu von dem Bieter die Kalkulations-
unterlagen vorlegen lassen. Begründete Zweifel im Sinne von Satz 1 
können insbesondere dann vorliegen, wenn der angebotene Preis 
mindestens zehn Prozent unter dem nächsthöheren Angebot oder 
dem Schätzpreis der Vergabestelle liegt. Kommt der Bieter inner-
halb der von der Vergabestelle festgelegten Frist dieser Vorlage-
pflicht nicht nach, so ist er von dem weiteren Verfahren ausgeschlos-
sen.

§ 4
Nachweise

(1) Die Vergabestellen können von dem Bieter, der den Zuschlag 
erhalten soll, für den Fall, dass dieser keine gültige Bescheinigung 
aus dem Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis oder dem 
Präqualifikationsverzeichnis vorlegt, durch Unterlagen, die nicht äl-
ter als sechs Monate sein dürfen, den Nachweis der vollständigen 
Entrichtung von Beiträgen fordern. Die Unterlagen müssen ausge-
stellt sein von dem zuständigen in- oder ausländischen Sozialversi-
cherungsträger, der zuständigen in- oder ausländischen Sozialkasse, 
soweit der Betrieb des Bieters Bauaufträge im Sinne des § 99 Ab-
satz  3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausführt 
und von dem Geltungsbereich eines Tarifvertrages über eine ge-
meinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien erfasst wird. Die 
Angaben zu Satz 1 können durch eine Bescheinigung des ausländi-
schen Staates nachgewiesen werden. Bei fremdsprachigen Beschei-
nigungen ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

(2) Soll die Ausführung eines Teils des Auftrages einem Nachun-
ternehmer übertragen werden, so kann die Vergabestelle bei der Auf-
tragserteilung auch die auf den Nachunternehmer lautenden Nach-
weise gemäß Absatz 1 fordern.

§ 5
Kontrolle

(1) Die öffentlichen Auftraggeber führen stichprobenartig Kont-
rollen durch, um die Einhaltung der in § 1 Absatz 2 bis 4 und 6, §§ 4 
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welcher Weise die vollständigen Lebenszykluskosten eines Pro-
dukts oder einer Dienstleistung im Sinne von Absatz 2 zu ermitteln 
sind. Die Verwaltungsvorschriften sollen spätestens nach fünf Jah-
ren fortgeschrieben werden.

§ 8
Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen

(1) Bei der Vergabe von Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen ist 
darauf hinzuwirken, dass keine Waren Gegenstand der Leistung 
sind, die unter Missachtung der in den ILO-Kernarbeitsnormen fest-
gelegten Mindeststandards gewonnen oder hergestellt worden sind. 
Die Mindeststandards der ILO-Kernarbeitsnormen ergeben sich aus
1.	 dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit 

vom 28. Juni 1930 (BGBl. 1956 II S. 641),
2.	 dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und 

den Schutz des Vereinigungsrechtes vom 9. Juli 1948 (BGBl. 
1956 II S. 2073),

3.	 dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsät-
ze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivver-
handlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 1955 II S. 1123),

4.	 dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts 
männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Ar-
beit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956 II S. 24),

5.	 dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangs-
arbeit vom 25. Juni 1957 (BGBl. 1959 II S. 442),

6.	 dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Be-
schäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1961 II S. 98),

7.	 dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zu-
lassung zur Beschäftigung vom 26. Juni 1973 (BGBl. 1976 II 
S. 202) und

8.	 dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügli-
che Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291).

(2) Aufträge über Lieferleistungen dürfen in den Fällen nach Ab-
satz 3 nur mit einer Ergänzenden Vertragsbedingung vergeben wer-
den, die den Auftragnehmer verpflichtet, den Auftrag gemäß der 
Leistungsbeschreibung ausschließlich mit Waren auszuführen, die 
nachweislich unter bestmöglicher Beachtung der ILO-Kernarbeits-
normen gemäß Absatz 1 gewonnen oder hergestellt worden sind. 
Dazu sind entsprechende Nachweise von den Bietern zu verlangen. 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Waren, die im Rahmen der 
Erbringung von Bau- oder Dienstleistungen verwendet werden.

(3) Absatz 2 gilt nur für Waren oder Warengruppen, bei denen 
eine Gewinnung oder Herstellung unter Missachtung der ILO-Kern-
arbeitsnormen gemäß Absatz 1 im Einzelfall in Betracht kommt und 
die von der zuständigen Senatsverwaltung in einer entsprechenden 
Liste aufgeführt werden. Unbeschadet der Erbringung anderer, 
gleichwertiger Nachweise kann die zuständige Senatsverwaltung in 
der Liste nach Satz 1 zusätzlich anerkannte unabhängige Nachweise 
oder Zertifizierungen für eine Herstellung unter bestmöglicher Be-
achtung der ILO-Kernarbeitsnormen benennen, bei deren Vorlage 
die Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 vermutet wird.

§ 9
Frauenförderung

Für Auftragsvergaben gilt § 13 des Landesgleichstellungsgesetzes 
in der Fassung vom 6. September 2002 (GVBl. S. 280), das zuletzt 
durch Gesetz vom 19. Juni 2006 (GVBl. S. 575) geändert worden 
ist. Bei allen Auftragsvergaben ist von den bietenden Unternehmen 
eine Erklärung zur Förderung von Frauen entsprechend den dazu 
erlassenen Regelungen in der Frauenförderverordnung vom 23. Au-
gust 1999 (GVBl. S. 498), die durch Artikel III der Verordnung vom 
29. Mai 2001 (GVBl. S. 165) geändert worden ist, abzugeben.

und 7, § 8 Absatz 2 und 3 und § 9 vorgesehenen Auflagen und Pflich-
ten zu überprüfen. Der Senat richtet dazu eine zentrale Kontroll-
gruppe ein. Die kontrollierenden Personen dürfen zu Kontrollzwe-
cken Einblick in die Entgeltabrechnungen der ausführenden 
Unternehmen, in die Unterlagen über die Abführung von Steuern 
und Beiträgen an in- und ausländische Sozialversicherungsträger, in 
die Unterlagen über die Abführung von Beiträgen an in- und auslän-
dische Sozialkassen des Baugewerbes und in die zwischen den aus-
führenden Unternehmen abgeschlossenen Verträge nehmen. Die 
ausführenden Unternehmen haben ihre Beschäftigten auf die Mög-
lichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen und ihre schriftliche Zu-
stimmung einzuholen.

(2) Die ausführenden Unternehmen haben vollständige und prüf-
fähige Unterlagen zur Prüfung nach Absatz 1 bereitzuhalten und auf 
Verlangen dem öffentlichen Auftraggeber vorzulegen.

§ 6
Sanktionen

(1) Um die Einhaltung der aus § 1 Absatz 2 bis 4 und 6, §§ 4 und 
7, § 8 Absatz 2 und 3 und § 9 resultierenden Verpflichtungen des 
Auftragnehmers zu sichern, ist zwischen dem Auftraggeber und dem 
Auftragnehmer für jeden schuldhaften Verstoß regelmäßig eine Ver-
tragsstrafe in Höhe von einem Prozent, bei mehreren Verstößen zu-
sammen bis zur Höhe von fünf Prozent der Auftragssumme zu ver-
einbaren. Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe 
nach Satz 1 auch für den Fall zu verpflichten, dass der Verstoß durch 
einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer oder einen von die-
sem eingesetzten Nachunternehmer begangen wird.

(2) Die Auftraggeber haben mit dem Auftragnehmer zu vereinba-
ren, dass die schuldhafte Nichterfüllung der aus § 1 Absatz 2 bis 4 
und 6, §§ 4 und 7, § 8 Absatz 2 und 3 und § 9 resultierenden Anfor-
derungen durch den Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer 
den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung berechtigen.

(3) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen öffentli-
chen Auftrag sowie als Nachunternehmer sollen alle Unternehmen 
bis zu einer Dauer von drei Jahren ausgeschlossen werden, die ge-
gen die in § 1 Absatz 2 bis 4 und 6, §§ 4 und 7, § 8 Absatz 2 und 3 
und § 9 geregelten Pflichten und Auflagen verstoßen.

§ 7
Umweltverträgliche Beschaffung

(1) Auftraggeber sind verpflichtet, bei der Vergabe von Aufträgen 
ökologische Kriterien zu berücksichtigen. Bei der Festlegung der 
Leistungsanforderungen soll umweltfreundlichen und energieeffizi-
enten Produkten, Materialien und Verfahren der Vorzug gegeben 
werden. Auftraggeber haben im Rahmen von Liefer-, Bau- und 
Dienstleistungsaufträgen dafür Sorge zu tragen, dass bei der Her-
stellung, Verwendung und Entsorgung von Gütern sowie durch die 
Ausführung der Leistung bewirkte negative Umweltauswirkungen 
möglichst vermieden werden. Dies umfasst das Recht und die 
Pflicht, bei der Bedarfsermittlung, der Leistungsbeschreibung und 
der Zuschlagserteilung Anforderungen im Sinne der Sätze 1 bis 3 
aufzustellen und angemessen zu berücksichtigen sowie für die Auf-
tragsausführung ergänzende Verpflichtungen auszusprechen.

(2) Bei der Wertung der Wirtschaftlichkeit der Angebote im Sinne 
von § 97 Absatz 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
sind auch die vollständigen Lebenszykluskosten des Produkts oder 
der Dienstleistung zu berücksichtigen.

(3) Der Senat wird nach Vorlage durch die für Umwelt zuständige 
Senatsverwaltung in Abstimmung mit der für das Vergabewesen zu-
ständigen Senatsverwaltung ermächtigt, die Anforderungen nach 
den Absätzen 1 und 2 durch Verwaltungsvorschriften für Liefer-, 
Bau- und Dienstleistungsaufträge zu konkretisieren und verbindli-
che Regeln aufzustellen, auf welche Weise die Anforderungen im 
Rahmen der Leistungsbeschreibung, der Zuschlagserteilung und der 
ergänzenden Verpflichtungen zur Ausführung zu berücksichtigen 
sind. Durch Verwaltungsvorschrift soll auch bestimmt werden, in 
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§ 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Es gilt für alle Vergabeverfah-
ren, die ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens begonnen werden. 
Gleichzeitig tritt das Berliner Vergabegesetz vom 9. Juli 1999 
(GVBl. S. 369), das durch Gesetz vom 19. März 2008 (GVBl. S. 80, 
112) geändert worden ist, außer Kraft.

Berlin, den 8. Juli 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

§ 10
Bevorzugte Vergabe

Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen erhalten im Rahmen 
der geltenden vergaberechtlichen Bestimmungen bei den den Rege-
lungen der §§ 1, 7 und 8 entsprechenden und sonst gleichwertigen 
Angeboten die Unternehmen bevorzugt den Zuschlag, die Ausbil-
dungsplätze bereitstellen, sich an tariflichen Umlageverfahren zur 
Sicherung der beruflichen Erstausbildung oder an Ausbildungsver-
bünden beteiligen. Als Nachweis ist von den Unternehmen eine Be-
scheinigung der für die Berufsausbildung zuständigen Stellen vor-
zulegen. Die Regelung ist den Unternehmen in den Vergabeunterlagen 
bekannt zu machen. Dabei ist auf die Nachweispflicht hinzuweisen.



1.	 alle Ausbildungsabschnitte erfolgreich absolviert hat,
2.	 den Nachweis der Fahrerlaubnis gemäß § 6 Absatz 3 er-

bracht hat sowie die Berechtigung zum Führen der Feuer-
wehrfahrzeuge mit Sonderrechten besitzt und

3.	 über ein den Anforderungen des feuerwehrtechnischen 
Dienstes genügendes körperliches Leistungsvermögen ver-
fügt.

Sofern die Nachwuchskraft nur auf Grund von Altersgrenzen die 
Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 2 nicht erfüllen kann, 
entscheidet der Prüfungsausschuss über eine Ausnahme.

(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem schriftlichen, ei-
nem praktischen und einem mündlichen Teil. Der schriftliche 
und der mündliche Prüfungsteil können sich über alle Ausbil-
dungsinhalte erstrecken. In der praktischen Prüfung hat der Prüf-
ling Aufgaben in Form von Einsatzübungen zu lösen. Der 
schriftliche, praktische und mündliche Teil der Laufbahnprü-
fung müssen nicht zeitlich zusammenhängen. Sofern Teile der 
Laufbahnprüfung vor dem Abschluss der gesamten Ausbildung 
abgelegt werden, findet Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 mit der 
Maßgabe Anwendung, dass alle bis zu diesem Zeitpunkt durch-
geführten Ausbildungsabschnitte erfolgreich abgeschlossen sein 
müssen.“

4.	 § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 7 wird der abschließende Punkt durch das Wort 

„und“ ersetzt.
b)	 Es wird folgende Nummer 8 angefügt:

„8.	 über die ausnahmsweise Zulassung zur Laufbahnprü-
fung gemäß § 11 Absatz 2 zu entscheiden.“

5.	 § 20 Absatz 4 wird gestrichen. Die Absätze 5 und 6 erhalten die 
Absatznummern 4 und 5.

6.	 § 21 Absatz 2 Satz 3 und Satz 4 werden gestrichen.
7.	 § 22 Absatz 2 bis Absatz 5 erhalten folgende Fassung:

,(2) Die Abschlussnote setzt sich zusammen aus der Ausbil-
dungsgesamtnote, der Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung, 
der Prüfungsnote der mündlichen Prüfung und der Prüfungsnote 
der praktischen Prüfung. In die Abschlussnote gehen ein
1.	 die Ausbildungsgesamtnote	�  zu 40 vom Hundert,
2.	 die Prüfungsnote  

der schriftlichen Prüfung� zu 20 vom Hundert,
3.	 die Prüfungsnote  

der mündlichen Prüfung� zu 10 vom Hundert,
4.	 die Prüfungsnote  

der praktischen Prüfung� zu 30 vom Hundert.
(3) Die Ausbildungsgesamtnote setzt sich aus den in der feu-

erwehrtechnischen Grundausbildung und den anderen bewerte-
ten Ausbildungsabschnitten erreichten Punktzahlen zusammen. 
Die zu bewertenden Ausbildungsabschnitte und die Anteile, mit 
denen die in den Ausbildungsabschnitten erreichten Punktzah-
len in die Ausbildungsgesamtnote einfließen, werden unter Be-
rücksichtigung des zeitlichen Umfanges und der Bedeutung des 
jeweiligen Ausbildungsabschnitts im Ausbildungsrahmenplan 
festgelegt. Die Ausbildungsgesamtnote und die Punktzahl der 
Abschlussnote werden auf zwei Dezimalstellen gerundet errech-
net.

(4) Die Laufbahnprüfung ist bei einer Punktzahl von

Auf Grund des § 22 Absatz 2 des Laufbahngesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. Februar 2003 (GVBl. S. 137, 
200), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 19. März 2009 
(GVBl. S. 70) geändert worden ist, wird verordnet:

Artikel I
Die Verordnung über die Ausbildung und die Prüfung für den 

mittleren feuerwehrtechnischen Dienst vom 5. Juni 2009 (GVBl. 
S. 283) wird wie folgt geändert:
1.	 § 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Absätze 3 bis 5 erhalten folgende Fassung:
„(3) Der fahrtechnische Ausbildungsabschnitt umfasst 

den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse C für das Führen 
von Kraftfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse von 
mehr als 7 500 kg und eine spezielle Kraftfahrausbildung. 
Die spezielle Kraftfahrausbildung setzt den Erwerb der 
Fahrerlaubnis voraus und vermittelt die zum Führen von 
Einsatzfahrzeugen mit Sonderrechten erforderlichen beson-
deren Kenntnisse und Fertigkeiten (Erwerb der Selbstfahr-
genehmigung einschließlich Sicherheitstraining).

(4) Während der feuerwehrtechnischen Wachpraktika ver-
richten die Nachwuchskräfte praktischen Einsatzdienst in 
mindestens einer Feuerwache unter Teilnahme an dem in 
den jeweiligen Feuerwachen geltenden Schichtdienst.

(5) Weitere Ausbildungsabschnitte sind Funktions- und 
Ergänzungsausbildungen, insbesondere die Ausbildung zum 
Maschinisten für Feuerlöschpumpen und Hubrettungsfahr-
zeuge, in der Informations- und Kommunikationstechnik, 
weitere Spezialausbildungen in der Technischen Hilfeleis-
tung und im Umweltschutz und Ergänzungsausbildungen in 
Strategien zur Vermeidung von Konflikten sowie in Metho-
den, Fertigkeiten und Bewältigungsstrategien zur Gesunder-
haltung.“

b)	 Es werden die neuen Absätze 6 und 7 eingefügt:
„(6) Der rettungsdienstliche Ausbildungsabschnitt um-

fasst die Vermittlung theoretischer Kenntnisse, ein Klinik- 
und Rettungsdienstpraktikum sowie den Abschluss durch 
die Prüfung zum Rettungssanitäter oder zur Rettungssanitä-
terin.

(7) Nachwuchskräfte haben an einer regelmäßigen sport-
lichen Fortbildung in berufsspezifischen Disziplinen bzw. 
am Dienstsport teilzunehmen. Die Anforderungen und die 
Form der Überprüfung werden von der Dienstbehörde fest-
gelegt.“

2.	 § 9 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Der Vorbereitungslehrgang und der fahrtechnische Ausbil-
dungsabschnitt werden nicht mit Punkten bewertet.“

b)	 Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:
„(3) Die Ausbildungsabschnitte der Funktions- und Er-

gänzungsausbildungen werden von den jeweiligen Fachbe-
reichen am Ende des jeweiligen Ausbildungsabschnitts nach 
Maßgabe des Ausbildungsrahmenplans bewertet.“

3.	 § 11 Absatz 2 und 3 erhalten folgende Fassung:
„(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer
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14,00 oder mehr Punkten	 mit „sehr gut“ bestanden,
11,00 bis 13,99 Punkten	 mit „gut“ bestanden,
8,00 bis 10,99 Punkten	 mit „befriedigend“ bestanden,
5,00 bis 7,99 Punkten	 bestanden.

(5) Die Laufbahnprüfung ist nicht bestanden, wenn
1.	 die schriftliche Prüfungsarbeit mit weniger als fünf Punkten 

bewertet worden ist oder
2.	 die praktische oder die mündliche Prüfung mit weniger als 

fünf Punkten bewertet worden ist oder
3.	 die Punktzahl der Abschlussnote weniger als fünf Punkte 

beträgt.‘

Artikel II
Für die vor dem 1. März 2010 in das Beamtenverhältnis auf Wi-

derruf oder Probe eingestellten Beamtinnen und Beamten des mitt-

leren feuerwehrtechnischen Dienstes gelten die Verordnung über die 
Ausbildung und die Prüfung für den mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienst vom 5. Juni 2009 (GVBl. S. 283) in der bis zum 1. März 2010 
geltenden Fassung und die Ausführungsvorschriften über die Ab-
leistung der Probezeit im mittleren feuerwehrtechnischen Dienst 
vom 14. Dezember 2000 weiter.

Artikel III
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. März 2010 rückwir-

kend in Kraft. Gleichzeitig treten die Ausführungsvorschriften über 
die Ableistung der Probezeit im mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienst vom 14. Dezember 2000 außer Kraft.

Berlin, den 1. Juli 2010

Senatsverwaltung für Inneres und Sport
Dr. Ehrhart K ö r t i n g
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Auf Grund des § 52 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 
19. März 2009 (GVBl. S. 70) wird verordnet:

Artikel I
Änderung der Arbeitszeitverordnung

Die Anlage zu § 1 Absatz 3 Satz 1 der Arbeitszeitverordnung in 
der Fassung vom 16. Februar 2005 (GVBl. S. 114), zuletzt geändert 
durch Artikel XII Nummer 16 des Gesetzes vom 19. März 2009 
(GVBl. S. 70), wird wie folgt geändert:
1.	 In Nummer 1 werden nach den Wörtern „Grundstufen der Ge-

samtschulen“ ein Komma und die Wörter „der Integrierten Se-
kundarschulen und der Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.

2.	 In Nummer 5 werden nach dem Wort „Gesamtschulen“ ein 
Komma und die Wörter „Integrierte Sekundarschulen und Ge-
meinschaftsschulen“ eingefügt.

Artikel II
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2010 in Kraft.

Berlin, den 6. Juli 2010

Der Senat von Berlin
Klaus W o w e r e i t

Regierender Bürgermeister
Gisela v o n  d e r  A u e

Senatorin für den 
Senator für Inneres und Sport

Sechzehnte Verordnung
zur Änderung der Arbeitszeitverordnung

Vom 6. Juli 2010
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Auf Grund des § 19 Absatz 2 des Rechtsdienstleistungsgesetzes 
vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2840), das zuletzt durch Arti-
kel 9 Absatz 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Über-
tragung der Ermächtigung nach § 19 Absatz 2 des Rechtsdienstleis-
tungsgesetzes vom 20. Mai 2008 (GVBl. S. 131) wird verordnet:

Artikel I
§ 1 der Verordnung zur Übertragung der Zuständigkeiten nach 

§ 19 des Rechtsdienstleistungsgesetzes vom 13. Juni 2008 (GVBl. 
S. 154) wird wie folgt geändert: 
1.	 In Absatz 1 werden nach den Wörtern „worden ist,“ die Wörter 

„sowie insoweit zugleich zuständige Aufsichtsbehörde nach 
§ 16 Absatz 1 und 2 Nummer 9 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 
Nummer 7 des Geldwäschegesetzes vom 13. August 2008 
(BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 9 des Ge-
setzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2437) geändert worden 
ist,“ eingefügt.

2.	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Abweichend von Absatz 1 ist zuständige Behörde für den 

Bereich der Registrierungen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 in Verbindung mit § 13 des Rechtsdienstleistungsgesetzes 
und deren Widerruf nach § 14 des Rechtsdienstleistungsgeset-
zes, und insoweit zugleich für die Aufsicht nach § 16 Absatz 1 
und 2 Nummer 9 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Nummer 7 des 
Geldwäschegesetzes, sowie für vorübergehende Registrierun-
gen und Untersagungen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in 
Verbindung mit § 15 Absatz 2 bis 5 des Rechtsdienstleistungsge-
setzes die Präsidentin oder der Präsident des Landessozialge-
richts Berlin-Brandenburg.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 8. Juli 2010

Senatsverwaltung für Justiz
Gisela v o n  d e r  A u e

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Übertragung der  

Zuständigkeiten nach § 19 des Rechtsdienstleistungsgesetzes
Vom 8. Juli 2010


